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Vorwort 

In unserer ersten Auflage als verantwortliche Autoren zum Zwangsvollstreckungs-
recht haben wird die umfassende Materie anhand von vielen Übersichten und Bei-
spielen dargestellt. 
 
Die 12. Auflage dieses Lehrbuches ist aufgrund von Gesetzesänderungen  
(u.a. neues Kontopfändungsrecht - P-Konto) notwendig geworden. Zudem haben wir 
in dieser Auflage aufgrund von Anregungen der Leser ein weiteres Kapitel zum The-
ma „Zwangsvollstreckung wegen einer Geldforderung in das unbewegliche Vermö-
gen“ aufgenommen. 
 
Mit der 13. Auflage haben wir uns den Änderungen aufgrund des Gesetzes zur Re-
form der Sachaufklärung in der Zwangsvollstreckung (ZwVollstrÄnd) gewidmet. Die 
Neuregelungen traten überwiegend am 01. Januar 2013 in Kraft.  
 
Die erheblichen Änderungen im 8. Buch der Zivilprozessordnung und anderer Geset-
ze betreffen vor allem das Zwangsvollstreckungsrecht in das bewegliche Vermögen 
durch den Gerichtsvollzieher. 
 
Bei der Reform der Sachaufklärung steht die Sachaufklärung durch den Gerichtsvoll-
zieher im Mittelpunkt der Novelle. Werkzeuge zur Informationsgewinnung für den 
Gläubiger werden an den Beginn des Vollstreckungsverfahrens gestellt. Künftig 
muss der Schuldner eine Vermögensauskunft erteilen, ohne dass ein erfolgloser 
Versuch einer Sachpfändung vorangegangen ist. Verweigert der Schuldner die Ab-
gabe der Vermögensauskunft (früher: eidesstattliche Versicherung) oder ist nach 
dem Inhalt des Vermögensverzeichnisses eine Befriedigung des Gläubigers nicht zu 
erwarten, ist der Gerichtsvollzieher befugt, Drittauskünfte bei den Trägern der ge-
setzlichen Rentenversicherung, beim Bundeszentralamt für Steuern und beim Kraft-
fahrt-Bundesamt über Arbeitsverhältnisse, Konten oder Kraftfahrzeuge des Schuld-
ners einzuholen. 
 
Gleichzeitig wird das Verfahren zur Abgabe der Vermögensauskunft und die Verwal-
tung der Vermögensverzeichnisse modernisiert. Die Aufstellung der Vermögensge-
genstände des Schuldners (Vermögensverzeichnis) erfolgt elektronisch und die 
Vermögensverzeichnisse werden in jedem Bundesland von einem zentralen        
Vollstreckungsgericht landesweit elektronisch verwaltet. Künftig besteht damit in je-
dem Bundesland eine zentrale Vermögensverzeichnisstelle, auf das Gerichtsvollzie-
her, Vollstreckungsbehörden und weitere staatliche Stellen Zugriff haben. 
 
Auch das Schuldnerverzeichnis bei den örtlichen Vollstreckungsgerichten wird durch 
ein zentrales Vollstreckungsgericht als landesweites Internet-Register ersetzt. Die 
Einsicht ist nach wie vor jedem gestattet, der ein berechtigtes Interesse darlegt, z.B. 
für Zwecke der Zwangsvollstreckung oder um wirtschaftliche Nachteile abzuwenden, 
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die daraus entstehen können, dass Schuldner ihren Zahlungsverpflichtungen nicht 
nachkommen. Berechtigte Interessenten (z.B. Vermieter) können sich zukünftig über 
ein Bundesportal (bundesweit) zentral Informationen über die Kreditwürdigkeit ihrer 
potenziellen Vertragspartner über eine kostenpflichtige Internetabfrage verschaffen.  
 
Mit der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung (ZVFV), die zum 01. September 
2012 in Kraft getreten ist, führt der Gesetzgeber verpflichtend ab 01. März 2013 für 
die Gläubiger Formulare zur Antragstellung beim Vollstreckungsgericht zum Erlass 
eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses und einer richterlicher Durchsu-
chungsanordnung ein.  
 
Mit der 14. Auflage werden in einem eigenen Kapitel die Neuerungen des zum  
01. Mai 2013 in Kraft getretenen Mietrechtsänderungsgesetzes dargestellt.  
 
Zusätzlich sind die Änderungen in der Aktenordnung (in Kraft seit 01. Januar 2014) 
sowie die Änderungen der Geschäftsanweisung für die Geschäftsstellen der Gerichte 
in bürgerlichen Rechtstreitigkeiten, Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzverfahren 
(GAbRZwIns) in das Lehrbuch eingearbeitet worden. 
 
Die 15. Auflage enthält redaktionelle Anpassungen und den Hinweis, dass eine neue 
Verordnung zur Verwendung eines Musterformulars zur Beauftragung des Gerichts-
vollziehers ab 01. April 2016 eingeführt wurde. 
 
In der 16. Auflage werden im Schwerpunkt die Änderungen aufgrund des Gesetzes 
zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 655/2014 sowie zur Änderung sonstiger 
zivilprozessualer, grundbuchrechtlicher und vermögensrechtlicher Vorschriften und 
zur Änderung der Justizbeitreibungsordnung (EuKoPfVODG) besprochen.  
 
Auch wird kurz auf das Problem mit den formalen Anforderungen an die behördliche 
Verwendung von drucktechnisch erzeugten Siegeln aufgrund der Entscheidung des 
BGH vom 14. Dezember 2016 (Az. V ZB 88/16) eingegangen. 
 
Mit der 17. Auflage wurden die Änderungen der Aktenordnung, die zum 01. Januar 
2018 bzw. 2020 bezüglich der Vollstreckungsangelegenheiten eingetreten sind, be-
rücksichtigt. Eine große Reform der Aktenordnung steht wohl erst zum 01. Januar 
2023 an. Zudem sind mit dem Gerichtsvollzieherschutzgesetz (GvSchuG) zum 01. 
Januar 2022 weitere Befugnisse des Gerichtsvollziehers vorgesehen (z.B. § 757a 
ZPO „Auskunfts- und Unterstützungsersuchen bei der Polizei“), die in der nächsten 
Auflage besprochen werden.  
 
Das Lehrbuch wendet sich vor allem an die Auszubildenden zum Justizfachwirt und 
an die Mitarbeiter am Vollstreckungsgericht. Es soll ihnen jeweils einen Überblick 
über das Zwangsvollstreckungsrecht geben. 
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Alle Anstrengungen unsererseits sind jedoch zum Scheitern verurteilt, wenn der Ler-
nende sich nicht selbst die entsprechenden Vorschriften verinnerlicht, die in diesem 
Buch zitiert wurden. Das Lesen von Paragrafen ist und bleibt dabei unerlässlich.  
 
 
Pegnitz, im Juli 2021  
 
 

Diplom-Rechtspfleger (FH)   Diplom-Rechtspfleger (FH) 
Uwe Wasserl        Markus Heyner, LL.B. 

 
Hauptamtliche Lehrkraft Oberlandesgericht Nürnberg                     
Bayerische Justizakademie Pegnitz IT-Servicezentrum der  
 bayerischen Justiz 

 
 
 

Stand: Juli 2021

15



Einführung und Überblick

 

 
Stand: Juli 2021 

17 

Einführung und Überblick 

Mit dem Gesetz zur Reform der Sachaufklärung in der Zwangsvollstreckung vom   

29. Juli 20091 (ZwVollstrÄnd), das in weiten Teilen zum 01. Januar 2013 in Kraft 
getreten ist, reformiert der Gesetzgeber die Zwangsvollstreckung in das bewegliche 
Vermögen durch den Gerichtsvollzieher. Einige Jahre nach der 2. Zwangsvollstre-
ckungsnovelle2, mit der das Verfahren auf Abnahme der eidesstattlichen Versiche-
rung ab dem 01. Januar 1999 dem Gerichtsvollzieher übertragen wurde, erfolgt nun 
eine weitere Modernisierung im Zwangsvollstreckungsrecht.  
 
Dabei gehört es zu den vorrangigen Zielen des Gesetzgebers, den Schuldner bereits 
zu Beginn der Zwangsvollstreckung zu verpflichten, sein Vermögen zu offenbaren, 
um dem Gläubiger somit einen Überblick über die Möglichkeiten der Einzelzwangs-
vollstreckung zu verschaffen.  
 
Die Eintragung in das Schuldnerverzeichnis wurde von der Vermögensauskunft 
(vormals: eidesstattliche Versicherung) getrennt. Mit anderen Worten, die Vermö-
gensauskunft durch den Schuldner (Selbstauskunft), nun der regelmäßige Beginn 
der Zwangsvollstreckung, wird etwas „ganz Normales“, führt aber nicht mehr zwin-
gend auch zu einer Eintragung in das Schuldnerverzeichnis. Dort wird nur noch ein-
getragen, wer nach Prüfung des Vermögensverzeichnisses durch den Gerichtsvoll-
zieher keine pfändbare Habe hat und auch nicht in der Lage ist, die Forderung des 
Gläubigers auf andere Weise zu tilgen bzw. derjenige, der seiner Verpflichtung zur 
Abgabe der Vermögensauskunft gar nicht erst nachgekommen ist. Neben die 
„Selbstauskunft des Schuldners“ tritt in einer höheren Eskalationsstufe auch die Mög-
lichkeit der Auskunftserholung durch den Gerichtsvollzieher bei bestimmten öffentli-
chen Stellen (sog. Fremdauskunft). 
 
Ein weiterer Schwerpunkt der Reform der Sachaufklärung in der Zwangsvollstre-
ckung ist die erweiterte Möglichkeit des Vollstreckungsaufschubs bei Ratenzahlun-
gen oder Gewährung von Zahlungszielen.  
 
Die Vollstreckung soll modernisiert und an die Gegebenheiten des heutigen Lebens 
angepasst werden. Menschen sind und müssen mobil sein – den Wohnsitz auf Le-
benszeit können sich Menschen, die im Beruf stehen, häufig nicht mehr leisten. Des-
halb wurden auch die Schuldnerverzeichnisse zentralisiert und eine bundesweite Ab-
fragemöglichkeit geschaffen. Dabei ist nun wieder zu trennen zwischen dem Schuld-
nerverzeichnis, in das der Schuldner bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen ein-
getragen wird (auf Anordnung des Gerichtsvollziehers), und dem zentralen Vollstre-
ckungsgericht, bei dem die Vermögensverzeichnisse hinterlegt werden.  
 

                                            
1 BGBl. I 2009, S. 2258 ff. 
2 2. Gesetz zur Änderung zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschriften vom 17.12.1998, BGBl. 1997, I S. 85 ff. 
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Die elektronischen Verfahren machen auch vor der Justiz keinen Halt. Deshalb wer-
den Vermögensverzeichnisse elektronisch aufgenommen und digitalisiert verwahrt. 
Abfragen erfolgen grundsätzlich papierlos. 
 
Mit dem neuen Vollstreckungsrecht verabschiedet sich der Gesetzgeber von der 
Pfändung als zentralem Mittel der Vollstreckung. Die Pfändung körperlicher Sachen 
durch den Gerichtsvollzieher rückt als ein Werkzeug unter mehreren in den Hinter-
grund.  
 
In den Mittelpunkt tritt dafür die Gewinnung von Informationen über Vollstreckungs-
möglichkeiten, aber vor allem die gütliche Erledigung. Damit zieht der Gesetzgeber 
die Konsequenz aus der bisherigen Praxis, in der schon längst der Erfolg der Voll-
streckung in körperliche Sachen nahezu vollständig durch freiwillige Leistungen des 
Schuldners in Ansehung der Zwangsvollstreckung erfolgt ist.  
 
Mit der Auftragserteilung erhält der Gerichtsvollzieher einen umfassenden Fächer 
von Befugnissen an die Hand (§ 802a Abs. 2 ZPO), zweckmäßige Vollstreckungs-
maßnahmen einzuleiten, die allerdings noch von einer grundsätzlichen Auftragsertei-
lung im Einzelnen abhängig sind (der Gläubiger muss die Vollstreckungsmaßnahmen 
im Antrag konkret bezeichnen).  
 
Den Rahmen bildet § 802a Abs. 1 ZPO, der eine zügige, vollständige und kostenspa-
rende Vollstreckung vorschreibt.  
 
Nach einer kurzen Einführung sollen Sie einen Überblick über die Vollstreckungs- 
organe und deren Aufgaben bei der Zwangsvollstreckung haben. Sie sollten insbe-
sondere den Aufbau des 8. Buches der ZPO nachvollziehen und erläutern können. 
Sie sollten auch die Begriffe Gläubiger und Schuldner auseinanderhalten und erläu-
tern können.  
 
Fürs Erste klingt dies ziemlich einfach und wenig – aber es gibt hin und wieder bei 
der Vollstreckung Schwierigkeiten, die damit zu tun haben, dass die Grundlagen 
nicht beherrscht werden. Sie sollten also bereits jetzt „am Ball bleiben“ und auch das 
„Grundlagentraining“ Ernst nehmen. 
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Begriffe 

Bevor wir uns das Zwangsvollstreckungsverfahren etwas genauer ansehen werden, 
müssen wir einige feststehende Begriffe in der Zwangsvollstreckung klären, ohne die 
ein Verständnis der Zwangsvollstreckung nicht möglich ist. 
 
Unter Zwangsvollstreckung versteht man allgemein das staatlich geregelte Verfah-
ren (= 8. Buch der Zivilprozessordnung) zur zwangsweisen Durchsetzung von An-
sprüchen, die sich aus zur Zwangsvollstreckung geeigneten Vollstreckungstiteln er-
geben.   
 

Merke: 
Zwangsvollstreckung bedeutet kurz, die Durchsetzung eines Anspruchs, der tituliert 
ist, mit Hilfe staatlicher Gewalt. Das Zwangsvollstreckungsverfahren dient damit der 
Rechtsverwirklichung. 

 
Das heißt jedoch, dass der Anspruch, der durch die Zwangsvollstreckung verwirklicht 
werden soll, erst tituliert, also in einem gerichtlichen Verfahren festgestellt werden 
musste. Später werden sie unter anderem hören, dass es ohne Vollstreckungstitel 
keine Zwangsvollstreckung geben kann. Dieser Titel muss daher irgendwo herkom-
men.  
Das Verfahren, das am Ende einen Vollstreckungstitel „produziert“, bezeichnet man 
als Erkenntnisverfahren. Im Erkenntnisverfahren wird ein zwischen den Parteien 
geführter Rechtsstreit in der Sache selbst – in der Regel durch Urteil – entschieden. 
Das Erkenntnisverfahren dient damit der Titelerlangung. Das Gericht bestätigt also, 
dass man einen Anspruch gegen eine andere Person hat. 
 

Merke: 
Das Erkenntnisverfahren ist ein Teil des gerichtlichen Verfahrens und dient der 
Rechtsfindung. Es geht dem (Zwangs-)Vollstreckungsverfahren voraus. Das Er-
kenntnisverfahren kommt in der Regel nur in Gang, wenn eine Klage erhoben wird. 
Es wird mit Urteil abgeschlossen und dient damit der Titelerlangung.   

 
 
In der Zeitschiene kann man dies auch so darstellen: 
 

t 
 

1. Erkenntnisverfahren  2. Zwangsvollstreckungsverfahren 
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Zwangsvollstreckung wegen einer Geldforderung in das 
bewegliche Vermögen 

Nachdem Sie das folgende Kapitel bearbeitet haben, sollten Sie in der Lage sein, die 
Grundsätze der Zwangsvollstreckung ins bewegliche Vermögen zu nennen und zu 
erläutern. Sie sollten auch die Zuständigkeit des Gerichtsvollziehers nennen und sein 
Vorgehen bei der Zwangsvollstreckung erläutern können. 
 

Einleitung 

Wie Sie bereits wissen, ist bei der Zwangsvollstreckung von entscheidender Bedeu-
tung, zu welcher Leistung bzw. Handlung der Schuldner im Tenor verurteilt worden 
ist. Denn danach richtet sich, welche Vorschriften für die Zwangsvollstreckung An-
wendung finden. 
 
Wurde er zu einer Zahlung verurteilt, so sind die §§ 802a ff. ZPO maßgebend und 
wurde er beispielsweise zur Herausgabe einer Sache oder zur Vornahme einer 
Handlung verurteilt, so gelten die §§ 883 ff. ZPO. 
 
Wir werden uns im Folgenden ausschließlich mit der Zwangsvollstreckung wegen 
einer Geldforderung beschäftigen, also mit den §§ 802a ff. ZPO. Daher befinden wir 
uns von nun an gedanklich im Bereich der „Zwangsvollstreckung wegen Geldforde-
rungen“ – also bei den §§ 802a – 882h ZPO. 
 
Ist der Schuldner zur Zahlung eines bestimmten Geldbetrages (= Zwangsvollstre-
ckung wegen einer Geldforderung) verurteilt worden, so hat der Gläubiger verschie-
dene Möglichkeiten, um an „sein Geld“ zu kommen.  
 
Er kann entweder 
 

 eine gütliche Erledigung der Sache anstreben, z.B. eine Ratenzahlung über 
den Gerichtsvollzieher vereinbaren (§ 802a Abs. 2 Nr. 1, § 802b ZPO) 

 dem Schuldner die Vermögensauskunft abnehmen lassen  
(§ 802a Abs. 2 Nr. 2, § 802c ZPO) 

 Drittstellenauskünfte einholen (§ 802a Abs. 2 Nr. 3, § 802l ZPO 
 in Gegenstände vollstrecken, also pfänden und verwerten lassen  

(§ 802a Abs. 2 Nr. 4, §§ 808 ff. ZPO) 
 in Forderungen des Schuldners, die dieser gegenüber anderen Personen hat, 

vollstrecken (§§ 828 – 863 ZPO)   
 oder in das unbewegliche Vermögen vollstrecken (§§ 864 ff. ZPO). 

 
Zunächst werden wir uns ansehen, wie eine Zwangsvollstreckung wegen einer Geld-
forderung in bewegliche, körperliche Gegenstände auszusehen hat und welche Be-
sonderheiten hierbei zu beachten sind. 
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Sie sollten hierbei jedoch nie außer Betracht lassen, dass wir es mit der Zwangsvoll-
streckung wegen einer Geldforderung zu tun haben. Der Tenor der Entscheidung 
lautet also:  

 
„Der Beklagte wird verurteilt 3.500,- € zu zahlen.“ 

 

Grundsätze der Vollstreckung wegen einer Geldforderung  

 

§ 802a ZPO Grundsätze der Vollstreckung; Regelbefugnisse des Gerichtsvoll-
ziehers 
(1) Der Gerichtsvollzieher wirkt auf eine zügige, vollständige und Kosten sparende 
Beitreibung von Geldforderungen hin. 
(2) Auf Grund eines entsprechenden Vollstreckungsauftrags und der Übergabe der 
vollstreckbaren Ausfertigung ist der Gerichtsvollzieher unbeschadet weiterer Zustän-
digkeiten befugt, 
1. eine gütliche Erledigung der Sache (§ 802b) zu versuchen, 
2. eine Vermögensauskunft des Schuldners (§ 802c) einzuholen, 
3. Auskünfte Dritter über das Vermögen des Schuldners (§ 802l) einzuholen, 
4. die Pfändung und Verwertung körperlicher Sachen zu betreiben, 
5. eine Vorpfändung (§ 845) durchzuführen; hierfür bedarf es nicht der vorherigen 
Erteilung einer vollstreckbaren Ausfertigung und der Zustellung des Schuldtitels. 
 
Die Maßnahmen sind in dem Vollstreckungsauftrag zu bezeichnen, die Maßnahme 
nach Satz 1 Nr. 1 jedoch nur dann, wenn sich der Auftrag hierauf beschränkt 

 
Mit der Reform zur Sachaufklärung in der Zwangsvollstreckung, die zum 01. Januar 
2013 in Kraft getreten ist, hat der Gesetzgeber die wesentlichen Regelungsbefug-
nisse des Gerichtsvollziehers bei der Vollstreckung einer Geldforderung in das 
bewegliche Vermögen in einer einzigen Norm zusammengefasst (§ 802a Abs. 2 
ZPO).  
 
Richtschnur ist dabei immer eine zügige, vollständige und kostensparende Zwangs-
vollstreckung, § 802a Abs. 1 ZPO. Dabei ist es dem Gläubiger aufgrund der Partei-
herrschaft überlassen, aber auch notwendig, konkret die vorzunehmende Voll- 
streckungsmaßnahme im Auftrag zu bezeichnen, § 802a Abs. 2 S. 2 ZPO. 
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Vollstreckungsauftrag und Reihenfolge der Zwangsvollstreckung 

 

§ 754 ZPO Vollstreckungsauftrag und vollstreckbare Ausfertigung 
(1) Durch den Vollstreckungsauftrag und die Übergabe der vollstreckbaren Ausferti-
gung wird der Gerichtsvollzieher ermächtigt, Leistungen des Schuldners entgegen-
zunehmen und diese zu quittieren sowie mit Wirkung für den Gläubiger Zahlungsver-
einbarungen nach Maßgabe des § 802b zu treffen. 
(2) Dem Schuldner und Dritten gegenüber wird der Gerichtsvollzieher zur Vornahme 
der Zwangsvollstreckung und der in Absatz 1 bezeichneten Handlungen durch den 
Besitz der vollstreckbaren Ausfertigung ermächtigt. Der Mangel oder die Beschrän-
kung des Auftrags kann diesen Personen gegenüber von dem Gläubiger nicht gel-
tend gemacht werden. 

 
Die Zwangsvollstreckung setzt zunächst einen Antrag des Gläubigers an das ent-
sprechende Zwangsvollstreckungsorgan voraus (§ 753 Abs. 1 ZPO). Mit der Verord-
nung über das Formular für den Vollstreckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher 
(Gerichtsvollzieherformular-Verordnung -GVFV) hat der Bundesgesetzgeber einge-
führt, dass Gläubiger ab 01. April 2016 zwingend ein standardisiertes Auftragsformu-
lar verwenden müssen, sofern wegen einer Geldforderung vollstreckt werden soll  
(§ 753 Abs. 3 ZPO i.V.m. § 1 GVFV). Hiervon ausgenommen sind Gläubiger, die ei-
ne öffentlich-rechtliche Forderung vollstrecken. 
 
Das durch die Gerichtsvollzieherformular-Verordnung (GVFV) eingeführte Antrags-
formular ist in mehrere Teile und verschiedene Module aufgeteilt. Es umfasst insge-
samt neun Seiten. 
 
Das Formular gliedert sich in drei Abschnitte: 
 

1. Teil: Vollstreckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher wegen einer Geldforde-
rung 

2. Teil: Forderungsaufstellung (Anlage 1) 
3. Teil: Hinweise zum Ausfüllen und Einreichen des Vollstreckungsauftrages  

(Anlage 2). 
 
Der Vollstreckungsauftrag (Teil 1) ist in einen „Auftragskopf“ und verschiedene Mo-
dule eingeteilt (Modul A bis Modul Q). Insgesamt umfasst Teil 1 sieben Seiten.  
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Beispiele: 
 

 Die Einholung einer Vermögensauskunft beim Schuldner verlangt eine Zah-
lungsfrist von zwei Wochen (§ 802f Abs. 1 ZPO). 

 
 Die Auskunft Dritter über das Vermögen kann nur dann vom Gerichtsvollzie-

her eingeholt werden, wenn der Schuldner seiner Pflicht zur Abgabe der Ver-
mögensauskunft nicht nachgekommen ist oder nach dem Inhalt des Vermö-
gensverzeichnisses eine vollständige Befriedigung des Gläubigers voraus-
sichtlich nicht zu erwarten ist (§ 802l Abs. 1 ZPO). 

 
 
Dies führt dann in gewisser Weise zu (gesetzlich) bedingten Stufenaufträgen, die als 
kombinierte Aufträge erteilt werden können. 
 
Beispiel:  
Der Antrag auf Abnahme der Vermögensauskunft (§ 802c ZPO) und Antrag auf Dritt-
stellenauskünfte nach § 802l ZPO. 
 
Für den Gläubiger bietet es sich an, sich zunächst Informationen über die Vermö-
genssituation des Schuldners zu verschaffen (durch Antrag auf Abgabe der Vermö-
gensauskunft) und dann gezielt Vollstreckungsmaßnahmen auch bei anderen Voll-
streckungsorganen zu beantragen.  
 
Ein sofortiger Pfändungsversuch ist aber ebenso zulässig (siehe § 802 Abs. 2 Nr. 4 
ZPO).  
 
Auch kombinierte Anträge sind möglich, so z. B.  
 
 Der Auftrag zur Aufenthaltsermittlung (§ 755 ZPO) mit einem Auftrag zur Abnah-

me der Vermögensauskunft (§§ 802 Abs. 2 Nr. 2, 802c ZPO). 
  

 Der Auftrag, zuerst die Vermögensauskunft einzuholen und sodann für den Fall, 
dass sich aus ihr pfändbare Gegenstände ermitteln lassen, zu pfänden und zu 
verwerten.  
 

 Auch der schon in der Vergangenheit gängige kombinierte Auftrag, nämlich Pfän-
dungsauftrag und für den Fall der fruchtlosen Pfändung einen Auftrag auf Abgabe 
der Vermögensauskunft, ist möglich.  

 
Des Weiteren kann der Gläubiger den Gerichtsvollzieher beauftragen, dem Schuld-
ner bei wesentlicher Veränderung der Vermögensverhältnisse die Vermögensaus-
kunft erneut innerhalb der 2-jährigen Sperrfrist abzunehmen (§ 802d Abs. 1 S. 1 
ZPO). 
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Der elektronische Gerichtsvollzieherauftrag 
In der Forderungspfändung ist es mit § 829a ZPO schon Alltag: Die elektronische 
Beantragung des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses ohne Vorlage eines 
Vollstreckungstitels und der Kostenbelege. Nun wird die dortige Regelung mit § 754a 
ZPO auf den Gerichtsvollzieherauftrag übertragen. Wenngleich die Regelung noch 
den Ländereinführungsvorbehalt in § 754a Abs. 3 i.V.m. § 130a Abs. 2 ZPO zeigt, 
d.h. die Länder bestimmen, ab wann die elektronische Antragstellung tatsächlich 
möglich ist, ist davon auszugehen, dass dies in einigen Bundesländern vom Start 
weg möglich ist. 
 

§ 754a ZPO  
Vereinfachter Vollstreckungsauftrag bei Vollstreckungsbescheiden 
 
(1) Im Fall eines elektronisch eingereichten Auftrags zur Zwangsvollstreckung aus 
einem Vollstreckungsbescheid, der einer Vollstreckungsklausel nicht bedarf, ist bei 
der Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen die Übermittlung der Ausfertigung 
des Vollstreckungsbescheides entbehrlich, wenn 
1. die sich aus dem Vollstreckungsbescheid ergebende fällige Geldforderung ein-
schließlich titulierter Nebenforderungen und Kosten nicht mehr als 5.000 EUR be-
trägt; Kosten der Zwangsvollstreckung sind bei der Berechnung der Forderungshöhe 
nur zu berücksichtigen, wenn sie allein Gegenstand des Vollstreckungsauftrags sind; 
2. die Vorlage anderer Urkunden als der Ausfertigung des Vollstreckungsbescheides 
nicht vorgeschrieben ist; 
3. der Gläubiger dem Auftrag eine Abschrift des Vollstreckungsbescheides nebst Zu-
stellungsbescheinigung als elektronisches Dokument beifügt und 
4. der Gläubiger versichert, dass ihm eine Ausfertigung des Vollstreckungsbeschei-
des und eine Zustellungsbescheinigung vorliegen und die Forderung in Höhe des 
Vollstreckungsauftrags noch besteht. 
Sollen Kosten der Zwangsvollstreckung vollstreckt werden, sind dem Auftrag zusätz-
lich zu den in Satz 1 Nummer 3 genannten Dokumenten eine nachprüfbare Aufstel-
lung der Kosten und entsprechende Belege als elektronisches Dokument beizufügen. 
 
(2) Hat der Gerichtsvollzieher Zweifel an dem Vorliegen einer Ausfertigung des Voll-
streckungsbescheides oder der übrigen Vollstreckungsvoraussetzungen, teilt er dies 
dem Gläubiger mit und führt die Zwangsvollstreckung erst durch, nachdem der Gläu-
biger die Ausfertigung des Vollstreckungsbescheides übermittelt oder die übrigen 
Vollstreckungsvoraussetzungen nachgewiesen hat. 
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Ermittlung des Aufenthaltsorts des Schuldners  

 

§ 755 Ermittlung des Aufenthaltsorts des Schuldners 
(1) Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort des Schuldners nicht bekannt, 
darf der Gerichtsvollzieher auf Grund des Vollstreckungsauftrags und der Übergabe 
der vollstreckbaren Ausfertigung zur Ermittlung des Aufenthaltsorts des Schuldners 
bei der Meldebehörde die gegenwärtigen Anschriften sowie Angaben zur Haupt- und 
Nebenwohnung des Schuldners erheben. Der Gerichtsvollzieher darf auch beauftragt 
werden, die gegenwärtigen Anschriften, den Ort der Hauptniederlassung oder den 
Sitz des Schuldners zu erheben 
1. durch Einsicht in das Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts-, Unterneh-
mens- oder Vereinsregister oder 
2. durch Einholung einer Auskunft bei den nach Landesrecht für die Durchführung 
der Aufgaben nach   § 14 Absatz 1 der Gewerbeordnung zuständigen Behörden. 
(2) Soweit der Aufenthaltsort des Schuldners nach Absatz 1 nicht zu ermitteln ist, 
darf der Gerichtsvollzieher 
1. zunächst beim Ausländerzentralregister die Angaben zur aktenführenden Auslän-
derbehörde sowie zum Zuzug oder Fortzug des Schuldners und anschließend bei 
der gemäß der Auskunft aus dem Ausländerzentralregister aktenführenden Auslän-
derbehörde den Aufenthaltsort des Schuldners, 
2. bei den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung die dort bekannte derzeitige 
Anschrift, den derzeitigen oder zukünftigen Aufenthaltsort des Schuldners sowie 
3. bei dem Kraftfahrt-Bundesamt die Halterdaten nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes erheben.  
Ist der Schuldner Unionsbürger, darf der Gerichtsvollzieher die Daten nach Satz 1 
Nr. 1 nur erheben, wenn ihm tatsächliche Anhaltspunkte für die Vermutung der     
Feststellung des Nichtbestehens oder des Verlusts des Freizügigkeitsrechts vorlie-
gen. Eine Übermittlung der Daten nach Satz 1 Nr. 1 an den Gerichtsvollzieher ist 
ausgeschlossen, wenn der Schuldner Unionsbürger ist, für den eine Feststellung des 
Nichtbestehens oder des Verlusts des Freizügigkeitsrechts nicht vorliegt.  
(3) Nach Absatz 1 oder Absatz 2 erhobene Daten, die innerhalb der letzten drei Mo-
nate bei dem Gerichtsvollzieher eingegangen sind, darf dieser auch in einem 
Zwangsvollstreckungsverfahren eines weiteren Gläubigers gegen denselben Schuld-
ner verarbeiten, wenn die Voraussetzungen für die Datenerhebung auch bei diesem 
Gläubiger vorliegen. 

 

Ermittlungsbefugnisse des Gerichtsvollziehers 

Nach § 755 ZPO kann der Gerichtsvollzieher im Rahmen eines Vollstreckungsauf-
trages mit der Ermittlung des Aufenthaltsortes des Schuldners beauftragt werden. 
Örtlich zuständig ist der Gerichtsvollzieher, in dessen Bezirk die letzte bekannte An-
schrift des Schuldners lag.  
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Der Gerichtsvollzieher kann nur im Zusammenhang mit einem Zwangsvollstre-
ckungsauftrag mit der Aufenthaltsermittlung beauftragt werden.  
 
In Frage kommen daher die Verbindungen: 

 Pfändungsauftrag (§§ 808 ff. ZPO) / Aufenthaltsermittlung 
 Vermögensauskunft (§ 802a Abs. 2 ZPO) / Aufenthaltsermittlung 
 Wegnahmeauftrag (§ 883 ZPO) / Aufenthaltsermittlung 

 
Dass der Gerichtsvollzieher auch im Zusammenhang mit einem Wegnahmeauftrag 
mit der Aufenthaltsermittlung beauftragt werden kann, ergibt sich aus der Stellung 
des § 755 ZPO in dem 1. Abschnitt des 8. Buches der ZPO, der für alle Vollstre-
ckungsverfahren des Gerichtsvollziehers Geltung hat.  
 

Antrag des Gläubigers 

Die Regelung des § 755 ZPO überträgt dem Gerichtsvollzieher die Aufgabe, er-
forderlichenfalls den Aufenthaltsort des Schuldners zu ermitteln. Hier wird der 
geltende Beibringungsgrundsatz in der Zwangsvollstreckung durchbrochen, wonach 
es Aufgabe des Gläubigers war, den Wohnsitz des Schuldners in Eigenregie zu er-
mitteln.  
 
Die Befugnis steht dem Gerichtsvollzieher nicht von Amts wegen zu, sondern nur 
auf Grund eines gesonderten Antrags des Gläubigers (siehe § 755 Abs. 1 ZPO „auf 
Grund des Vollstreckungsauftrages“).  
 
Eine generelle Beauftragung durch den Vollstreckungsauftrag, wie man aus der Ge-
setzesformulierung herauslesen könnte, so dass der Ermittlungsauftrag nach § 755 
ZPO von jedem Vollstreckungsauftrag immer mitumfasst ist, liegt aber nicht vor (in  
§ 755 Abs. 1 ZPO heißt es ja nur: „darf der Gerichtsvollzieher auf Grund des Voll- 

streckungsauftrages“).  
 
Der Gerichtsvollzieher kann eine Aufenthaltsermittlung nur dann durchführen, wenn 
er vom Gläubiger entsprechend beauftragt wurde. Dies auch schon deshalb, weil 
durch die Aufenthaltsermittlung Gebühren und Auslagen entstehen.  
 
Einen rein isolierten Antrag auf Aufenthaltsermittlung an den Gerichtsvollzieher 
wollte der Gesetzgeber nicht. Dies ergibt sich schon aus der Formulierung in § 755 
Absatz 1 ZPO „auf Grund des Vollstreckungsauftrags“. Die Aufenthaltsermittlung ist 
keine Zwangsvollstreckungsmaßnahme, sondern eine Vorermittlung zur Durchfüh-
rung von Vollstreckungshandlungen. Eine Aufenthaltsermittlung nach § 755 ZPO 
kommt also nur im Rahmen von Vollstreckungshandlungen, wie sie sich aus § 802a 
ZPO ergeben, in Betracht. 
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Vollstreckbare Ausfertigung des Titels 

Neben dem Antrag zur Aufenthaltsermittlung bedarf es einer vollstreckbaren Ausfer-
tigung des Titels, die dem Gerichtsvollzieher vorliegen muss. Das heißt, es muss ei-
ne mit einer Vollstreckungsklausel versehene Ausfertigung des Titels vorliegen  
(§ 724 Abs. 1 ZPO). Für Titel, die keine Vollstreckungsklausel bedürfen, genügt die 
Ausfertigung des Titels (z.B. Vollstreckungsbescheid, § 796 ZPO). 
 

Hinweis: 
Eine Zustellung des Titels als Voraussetzung für die Aufenthaltsermittlung nach  
§ 755 ZPO ist nicht erforderlich. Auch besondere Voraussetzungen der Zwangsvoll-
streckung (wie Nachweis der Sicherheitsleistung, § 751 Abs. 2 ZPO) müssen für die 
Aufenthaltsermittlung nicht vorliegen. Die genannten Voraussetzungen müssen je-
doch spätestens mit Beginn der - gleichzeitig beantragten - Zwangsvollstreckung 
nachgewiesen sein (s. § 750 Abs. 1 ZPO) 

 

Wohnsitz/Aufenthaltsort des Schuldners nicht bekannt 

Die Aufenthaltsermittlung ist keine Primäraufgabe des Gerichtsvollziehers und kann, 
wenn sie notwendig ist, in Verbindung mit einem Vollstreckungsauftrag, z.B. einem 
Sachpfändungs- oder Vermögensauskunftsantrag erfolgen. Der Gläubiger muss dar-
legen, dass ihm der aktuelle Aufenthalt des Schuldners nicht bekannt ist. Eine 
Glaubhaftmachung i.S.d. § 294 ZPO ist allerdings nicht erforderlich.  
 
Auch ein bedingter Auftrag zur Anschriftenermittlung für den Fall, dass sich bei der 
Vollstreckung herausstellt, dass der Schuldner nicht unter der angegebenen An-
schrift zu ermitteln ist, ist zulässig. Allerdings wird dieser Auftrag dann nur existent, 
wenn die Bedingung eingetreten ist. Stellt sich bei der Aufenthaltsermittlung heraus, 
dass der angegangene Gerichtsvollzieher für die spätere Vollstreckungsmaßnahme 
örtlich unzuständig ist, ist der Auftrag von Amts wegen abzugeben. 

Durchführung der Aufenthaltsermittlung 

Die Ermittlung des Aufenthaltsortes des Schuldners durch den Gerichtsvollzieher ist 
nach § 755 ZPO in mehreren Eskalationsstufen geregelt worden. Er soll nämlich vor-
rangig bei den Meldebehörden (Einwohnermeldeamt) die aktuelle(n) Anschrift(en) 
des Schuldners ermitteln (§ 755 Abs. 1 Satz 1 ZPO) oder durch Einsicht in entspre-
chende Register den Sitz ermitteln können, wenn es sich bei dem Schuldner um eine 
Handelsgesellschaft oder Gewerbetreibenden handelt (§ 755 Abs. 1 Satz 2 ZPO). 
Nur wenn diese Anfrage scheitert, nachrangig beim Ausländerzentralregister, bei 
den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung und beim Kraftfahrt-Bundesamt  
(§ 755 Abs. 2 ZPO) anfragen.  
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Beispiele: 

 Der Gläubiger beauftragt den Gerichtsvollzieher mit der Vermögensauskunft  

(§ 802a Abs. 2 Nr. 2 ZPO) und mit dem Einholen Auskünfte Dritter (§ 802a Abs. 2 

Nr. 3 ZPO). 
 

 Der Gläubiger beauftragt den Gerichtsvollzieher nur mit der Einholung der Ver-

mögensauskunft (§ 802a Abs. 2 Nr. 2 ZPO). 
 

 Der Gläubiger beauftragt den Gerichtsvollzieher mit der Einholung der Vermö-

gensauskunft (§ 802a Abs. 2 Nr. 2 ZPO) und mit der Pfändung (§ 802a Abs. 2  

Nr. 4 ZPO); (Anmerkung: kein Fall der sofortigen Abnahme nach § 807 ZPO). 
 

 Der Gläubiger beauftragt den Gerichtsvollzieher nur mit der gütlichen Erledigung 

(§ 802 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 2 S. 2 ZPO). 

 

Beachte: 
Stets, also auch ohne ausdrückliche Nennung im Auftrag, ist nach § 802b ZPO die 

gütliche Erledigung durch den Gerichtsvollzieher anzustreben (Argument: § 754 

Abs. 1, § 802a Abs. 2 S. 2 ZPO); dies gehört zu den Amtspflichten des Vollstre-

ckungsorgans.  

 

Der Gläubiger kann auch einen Vollstreckungsauftrag soweit reduzieren, dass nur 

noch die gütliche Erledigung (§ 802b ZPO) als „isolierter Auftrag“ erteilt ist. In diesem 

Fall muss dies aus dem Auftrag eindeutig hervorgehen (§ 802a Abs. 2 S. 2 ZPO).  

 

Hinweis: 
Der Gläubiger muss nicht zunächst einen Pfändungsversuch durchführen lassen, um 

die Voraussetzungen der Vermögensauskunft zu schaffen. Vielmehr kann er sich 

erst Informationen über die aktuelle Vermögenssituation des Schuldners verschaffen 

und anschließend über die Einleitung gezielter Vollstreckungsmaßnahmen entschei-

den.  

 

Ein sofortiger Pfändungsversuch nach § 808 ZPO wird dadurch ebenso wenig aus-

geschlossen wie ein kombinierter Auftrag auf Sachaufklärung und gegebenenfalls 

anschließende Vollstreckung. 

 

Der Auftrag und die vollstreckbare Ausfertigung bilden gemeinsam die Legitimations-

grundlage für die Vollstreckungshandlungen des Gerichtsvollziehers. Eine Ausnahme 

bildet insoweit der Fall der Vorpfändung nach § 802a Abs. 2 Nr. 5 ZPO. 

 

  

Stand: Juli 2021
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